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Sruckschriftenverdot
Ruf Grund - er Verordnung des Reichs¬

präsidenten zum Schuh von Volk und Staat
vom 38. Februar 1983 wird die Verbreitung
nachstehend genannter ausländischer Druck¬
schriften im Inland bis auf weiteres verboten.

Titel GrscheinungSland Erscheinungsort
World Digest Vereinigte Staaten Newyork
Monatsschrift von Amerika

Protokolle der Weisen von Zion — die größte
Fälschung des Jahrhunderts ! (Broschüre von
I . B . Nuschs , Schweiz , Nagaz.

Die an die Empfänger im Inland gerich¬
teten verbotenen Druckschriften sind , soweit es
sich um Tageszeitungen handelt, zweimalig, im
übrigen einmalig nach dem Verbot an die
Absender zurückzusenben . Weitere im Inland
« intressende Sendungen gelten als beschlag¬
nahmt und sind zu vernichten .

Amtlieh* Bekanntmachungen

Lanöesbefttmmunven
über die Forderung des

Wohnungsbaues
Für dt « Förderung deS Wohnungsbaues aus den

Mitteln der Gcbäudefondcrstcuer und den Rückflüssen
der früher aus solchen Mitteln gewährten Baudar¬
lehen werden aus Grund des 8 12 des Gebäudcsondcr-
fieuergcsetzes und der Rcichsgrundsätze sür den Kletn-
wodnunasba « vom 10. Januar 1931 (Reichsgesetzblatt
1 ® . 9) folgende Besttinmungen getrosseni

>. Allgemeine Bestimmungen
1 . Dl« Mittel sind zum Bau von Kleinwohnungen

und zur Erhaltung von « ltwohnungen dieser Art zu
verwenden durch Gewährung von Baudarlcftcn , Bau -
zusihüsfen und ZtnSznschNstcn sowie zur Deckung der
Aulfälle sei « ürgschasien: sie können ferner sür die
Erstellung neuer und die Erhaltung vorbandencr land -
wirlschastlichcr Gcbiiude verwendet werden.

2 . Das Land gewährt auS seinen Mitteln zur f?8t»
derung deS Wohnungsbaues keine unmittelbaren Dar¬
lehen oder Zuschüsse an die einzelnen Bauherren : es
gibt seine Mittel als Darlehen oder als Zuschüsse an
die Wohnungsvcrbände und verbandssreien Gemeinden
mit der Verpflichtung, daraus den Wohnungsbau nach
diesen Bestimmungen zu fördern .

3 . Die nutzbare Wohnfläche der Wohnungen soll
32 bis 15 gm betrage » und bei Wohnungen , die
1’ r nuiuen hi ni' i' imnit sind , 110 qm nicht
überschreiten. Eine Erhöhung der Wohnfläche kan » bei
Einsamilienhäusern bis zu 120 gm, bet Gcschoßwoh -
nungen bis zu 90 gm ausnahmsweise zugelassen wer¬
den, wenn die Zahl der Kinder oder andere zivin-
gend« Gründe eS nötig machen , oder wenn eigene Mit¬
tel für die erforderlichen Mehrkosten zur Verfügung
stehen . Höhere öffentliche Mittel dürfen hierbei nicht
tn Anspruch genommen werden.Als nutzbare Wohnsläche gilt die gesamte Grund¬
fläche der abgeschlossenen Wohnung abzüglich der Wand¬
stärken , aber einschließlich der Grundfläche von Räu¬
men tn Dach - und Untergeschossen , die zum dauernden
Aufenthalt von Mensche » besttniint sind . Tie Grund¬
fläche der kreppen ist nicht in Ansatz zu bringen , und
»war auch dann nicht , wenn die Treppe tn die Küche
usw. eingebaut ist.

1. Der Flachbau ist überall dort zu wählen , wo dl «
» rtlichen Verhältnisse nicht unbedingt den Bau von
Gebäuden mit gröficrer Geschoßzahl erfordern .

Wohngebäude mit mehr als drei Vollgeschossen stnd
nur da zulässig, wo eS zur Aussiillnng von Baulücken
oder aus sonstigen zwingenden Gründen notwendig
ist . Dachwohnungen über dem 1 . Hauptgeschoß dttrsen
keinessalls gefördert werden . vAlS Flachbauten gelten Häuser mit selbständigen
Wohnungen in einem oder zwei Geschossen ; eS ist zu¬
lässig , daß außerdem einzelne Zubcbörrämne zu diesen
Wohnungen im Dachgeschoß untcrgcbracht sind . Häuser
mit zwei Vollgeschofscn und einem alS selbständige
Wohnung ausgedauten Dachgeschoß gelten als drei¬
geschossige Bauten .

5 . Flachbauten mit Gartenland verdienen besondere
Förderung aus gesundheitlichen und wirtschaftlichen
Gründen , aber auch mit Rücksicht aus den Luftschutz .
Ter Garten soll eine ausreichende Größe haben und
unmittelbar beim Hause oder tn dessen Nähe liegen.

Wohnungsbauten , die als Reichshetmstätte» vergeben
werden , stnd besonders zu berücksichtige» .

8 . Bet der Auswahl des Baugeländes ist auf die
Verkehrsverhältnifse und aus die Lage des Bauplatzes
zu den össentltchcu Einrichtungen und Anstalten Rück¬
sicht zu nehmen. Wohnhäuser tn einer Gegend, sür
welche «in Bebauungsplan nicht vorltegt , oder für
welche die Art der Straßenanlage und die Art der
Bauten nicht seststeht <„wildcs Bauen ") , dürfen nicht
acföYbcit werden.B

Tie Kosten sür den Bauplatz , die Ausschließung und
die Anliegerleistungen sollen 10 bis 12 v H . der Ge -
sanilhcrstcllungskosten nicht überschreiten; die Gcmcin-
dcn (Gemetndeverbände) dürsen jedoch für Ausschlte .
ßung und Anliegcrleistungen lediglich die Selbstkosten
berechnen ^ Die Straßen tnncrdalb der Baugruppen
sollen , soweit nicht Wohnwege genügen, als Wohnstra¬
ßen mit einsacher Befestigung ausgevant werden.

Zn großen Städten stnd , soweit möglich , die Woh¬
nungen zu geschlossenen Anlagen nach einheitlichen TY -
Pen zusammen,»fassen . Dabet ttt . 55,otf? F? e

h
*!.Ldaß der Baublock tn einzelne selbständig verwertbare

Grundstücke ausgeteilt werden kann .
/ . Für die Wohnungen muß nach der Lage, Art uns

Größe sowie nach den Mieten , bei Eigenheimen nach
den Lasten , voraussichtlich ein dauernder örtlicher Be¬
darf vorhanden sein . . . .8. Da» Bauvorhaben muß den Anforderungen . die an
gesund«, »weckmäßig eingeteilte und solid« gebaute

Dauerwobminaen zu stellen stnd und den Grundsätzeneiner würdigen Baukunst entsprechen . Flachdächer stnd
zu vermeiden.

Bet Holzbauten ist der Blockbau dem Schalcnbau
vorzuztehen ; beim Schalenbau muß der Hohlrauin scuer -
bemmcnd ausgcsüllt werden. Aus gute Belichtung und
Besonnung der Wohn- und Schlasräume ist zu achten .
Leistungsfähige Architekten sollen sür die Planung und
Ausführung beigezogen werden.

Die Verwendung von Werksteinen empfiehlt sich, so¬weit hierzu die Möglichkeit gegeben ist , insbesonderetn Gegenden, in denen Werkstein als ortsüblicher Bau¬
stoff anzusehen ist.

9 . Die Ausstattung soll wirtschaftliche und einfache
Führung der Haushalts erleichtern, muß aber jeden
üverslüsstgcn Auswind vermeiden.

Die Kosten müsten angemessen sein . Die Anlage von
zentralen GeincinschaslSeinrichtungen iHcizung, Warm-
wasserbereitung, Bad , Waschküche) ist nur zulässig , wenn
die Lasten der Mieter dadurch nicht höher werden . Zur
Senkung der Baukosten und der Miete wird in der Re¬
gel aus die Einrichtung von Bädern sür die einzelnen
Wohnungen zu verzichten sein : die Gewährung öfscnt -
lichcr Mittel darf keinesfalls von der Forderung eines
EtnzelbadeS in jeder Wohnung abvängig gemacht wer¬
den . Im übrigen sind bei der Ausslattnng die orts¬
üblichen Einrichtungen und Lcbensgcwobnhciten zu be¬
rücksichtigen. Waschküchen, Keller - und Bodenräume stnd
aus daS notwendige Maß zu beschränken .

Der Einbau vorschriftsmäßiger Lnstschutzräume im
Kellergeschoß ist bei Mehrsamilieuhäusern zu fördern .

10. Die nach den örtlichen Verhältnissen wirtschaft¬
lichste Bauweise soll gefordert werden . Bevorzugung
verdienen Bauvorhaben , die nach den vom Ministeriumoder den Darlehensgebern ausgestellten Musterplänen
erstellt werden. Die Verwendung genormter Bauteile
ist wünschenswert lNormenstelle für Baden : Landesge-
werbeamt in Karlsruhe ) .

11. Bei der Ansschrribung «nd Bcrgcbnng der Bau¬arbeiten dürfen auswärtige Unternehmer und Licscra»-
ten , bet den Bauarbeiten auswärtige Arbeiter nicht ans .
geschlossen werden . Ebenso darf die Beteiligung aneinem Ausscbreiben und die Zuteilung der Arbeiten
nicht von der Angehörigkeit zu einem bestimmten Per -
sonenkreis abhängig gemacht werden. Die Vergebung
soll aus Grund von Preisangeboten sür die einzelnen
Leistungen erfolgen.

Bet größeren Bauvorhaben empfiehlt cs sich, die Ber -
dtngnngsordnung sür Baulciftungen lVOB .) anzu-
wcndcn, ausgestellt vom NeichSverdingungSausschub
lBcuth Verlag G .m .b .H ., Berlin S 11 ) .

Bet Auswahl aller Bauftofsc und Bauteile muß eine
Verteuerung verhindert werden , ersordcrlichensallSdurch
Verwendung andersgearteter Baustoffe und Bauteile .
Werkstoffe und andere Waren anSländischcn Ursprung«
dürfen nicht verwendet werden, wenn sie in geeigneter
Beschaffenheit zu angemessenem Preis aus dem Jn -
landc bezogen werde« ' können .

12. Bei Mietwohnungen müssen die Mieten , bet
Eigenheimen die Lasten für den Eigentümer , voraus¬
sichtlich aus dt « Dauer wirtschaftlich tragbar sein . Sie
sollen bei Kleinwohnungen zwischen 20 und 10 ’JM im
Monat liegen.

Tragbar erscheint die Miete oder die Daucrlast , wenn
sie bet Einsamilienhäusern mit Gartcnzulage nicht
mehr als etwa den vierten Teil und bei Klcinwohnun-
gen in Geschoßbauten nicht wesentlich mehr als den
sünsten Teil des durchschnittlichen Einkommen» der
Bevölkerungskreise beträgt , sür die die Wohnungen
bestimmt sind .

13. Zur Wiederherstellung von Gebäuden , die durchBrand beschädigt oder zerstört sind , in den bisherige»
Zustand , dürfen Mittel nicht bewilligt werden.Soll der 'Ausbau in crhcbltch erweitertem Umfange
erfolgen, so kann der Bau so weit gefördert werden,als gegebenübcr dem Zustand vor dem Brand neue
Wohnungen gewonnen werden.

11 . Neubauten , die an Stelle abznbrechcndcr Bauten
errichtet werden, können daun gefördert werden, wenn
das alte Gebäude aus Grund sorgfältiger Prüfung
eines amtlichen Sachverständigen als so baufällig sich
erweist, daß es nicht mehr länger erhalten werden
kann.

15. Altersheime können gefördert werden soweit sie
zu eigentlichen Wohnzwecken bestimmt sind : die für eine
Person bestimmte Wohnsläche einschließlich aller Ne-
bcnräume dar ! das unbedingt notwendige Maß nicht
überschreiten.

Wird gleichzeitig mit einer Wohnung als Zubehör
ein kleiner Kaufladen , eine kleine Werkftätte, ein Stall ,
eine Scheune usw . erstellt , so können dies« Räume bei
der Bemessung der Förderung berücksichtigt werden.
Nicht znlässig aber ist eS , gewerbliche Gebäude zu för¬
dern, wenn nicht gleichzeitig eine Wohnung erstellt
wird .

18. ES dürfen ferner nicht gefördert werden
») Behelfs - und Notwohnungen ,
d ) Wohnungen , die Arbeitgeber sich für ihre Arbeiter

und Angestellten errichten tWerkwohnungen) .
Behelfswohnungen stnd Wohnungen in Neubauten ,

die nach der Art ihres technischen Ausbaues voraussicht¬
lich einen Bestand von weniger als etwa 30 Jahren
haben. Notwohnungen sind Wohnungen tn Altbauten ,
die durch Ansvau oder Umbau vorübergehend zu Wohn,
zwecken nutzbar gemacht werden und den baupolizei¬
lichen Bestimmungen nicht tn allen Beziehungen ge¬
nügen.

Hiernach stnd unter Behelfs - und Notwohnungen nicht
zu verstehen Wohnungen in Bauten aus Holz , Fach¬
werk oder Ersavbaustossen, sowie Wohnungen , die durch
den Ausban vorbandencr Räume oder den Einbau tn
vorhandenen Häusern gewonnen werden , beide , wenn
sie eine BestandSdaucr von mindestens 30 Jahren haben
und den bestehenden baupolizeilichen Besttnimnngcn
genügen.

Als Werkwohnnngen gelten Insbesondere solche Woh¬
nungen , die von Arbeitgebern ans eigenem Gelände
errichtet werden und tn ihrem Eigentum verbleiben.

Nickst als Werkwohnnngen gelten Wohnungen solcher
gemeinnützigen Wohnungsunternchmen , die von Arbett-
gebern und Arbeitnehmern — möglichst auS verschie¬
denen Unternehmungen und unter Hinzuziehung Nicht -
ivcrkangehörigcr oder der Gemeinde gebildet werden.
Tie Unterstützung solcher Wobuungsuuternchmen Ist >e-
doch im allgemciucn davon abhängig zu machen , daß
die Werke , denen die Wohnungen »ach ihrer Lage in
erster Linie zugute komnien , sich an der Ausbringung
der Baukosten angemessen beteiligen.

Nicht als Werkwohnnngen gelten ferner die von Ge¬
meinden sür ihre Angestellten erbauten und in ihrem
Besitz bleibenden Wobnungcn, wenn der Mietvertrag
tn keine rechtliche Abhängigkeit vom Arbetts - oder
Dienstvertrag oder vom BeamtenverhältntS gebracht
wird .

17. Bauvorhaben , die vor der Entscheidung über die
Förderung bereits begonnen sind , dürfen nicht gefördert
werden . 'Auch eine vorherige Vergebung von 'Arbeiten
kann nicht Anlaß zu einer Berücksichtigung sein .

18 . AI» Bauherren kommen tn Betracht Gemeinden,
gemeinnützige WotznungSunternehmen und Privat¬
personen.

Wohnungsunternehmen , die schon längere Zeit beste-
hen und eine größere Zahl von Wohnungsbauten er¬
richtet haben, sind tn erster Linie zu berücksichtigen . An
Orten , an denen schon Wohnungsunternehmen bestehen ,
stnd Neugründungcn , im übrigen Unternehmen mit
kleiner Mitgliederzahl , die kein nennenswertes Ver¬
mögen besitzen, tn der Regel nicht zu beriicksichttgcn .

Von privaten Bauherrn sind Schwerbeschädigte,Kriegsbeschädigte und Familien mit Kindern zu bevor¬
zugen.

19 . Der Bauherr muß mindesten» 30 v . H ., bei be¬
sonders sördcrungswiirdigcn Bauvorhaben mindestens
20 v . H . der GZamthcrstcllungSkostcn aus eigenen Mit¬
teln aufbringen und den Besitz dieser Etgcngcldc«
Nachweisen .

Die Finanzierung des Bauvorhabens muß einwand¬
frei gesichert sein , und es muß scststehen, daß die ZtnS-
und Ttlgungsbeträge sür die auszunedmenden fremden
Baugelder und die notwendigen Betriebs - und Jnsiand -
haltungskostcn aus den einkomnienden Mieten und den
Lctflungcn des Bauherrn sür die von ihm selbst be¬
nützte Wohnung gedeckt werden können .

Bet Wohnungen , die nach ihrer Lage tn erster ReiheArbeitern und Angestellten vestinimtei Arbeitgeber zu¬
gute kommen , kan » verlangt weiden , daß die Arbeit¬
geber sich an der Aufbringung der Herstellungskostender Wohnungen angemessen beteiligen.

Bauherren , welche die Verpslichtiing zur Verzinsungund Tilgung srübcr gewährter Baudarlcven nicht pünkt¬
lich erfüllen, dürfen nicht berücksichtigt werden.

H . SeMlitliKe Niludarleben , Bau«
Zuschüsse,

'
und Bürg-

schatten
A . Allgemeines

20. Die öffentlichen Mittel sind für Baudarlcften oder
für Bauzuschüsse oder für Ztiiszuschiissc an den Bau¬
herrn und für Deckung der Aussällc bei Bürgschaften zuverwenden. Der Zinszuschuß soll dem Bauherrn einen
Ausgleich dafür geben , daß er an Stelle des össcntlichen
Baudarlehens ganz oder teilweise ein Darlehen von
elnem Dritten mit höherem Zinssatz ausnimmt oder
das Geld selbst aufbringt .

Die össciitlichen Baudarleften und Zinszuschttssc sol¬
len so beniesten werden, daß eine möglichst große Zahlvon Wohnungen erstellt wird , und zwar unter Einhal¬
tung der in Ziffer 12 bestimmten Miethöhe.

Die ganze oder teilweise Ablösung der öffentlichen
Baudarlchen durch Darlehen Dritter mit Zinszuschiis-
scn kann Vorbehalten werden.

8 . Aaudarlehen
21. Baudarlehen stnd solchen Bauherren zu gewäh¬

ren, die sörderungSwürdige Bauten erstellen wollen,aber nur die 1. Hypothek und das Sigengeld selbst auf-
bringen könnnen.

Die Baudarlcbcn weiden als Hhpothclcndarlchen ge¬
geben . Sie stnd vorerst mit mindestens 3 v . H . zu
vcrzlnscn und mindestens 2 v . H . unter Zuwachs der
ersparlen Zinsen zu tilgen , spätestens aber nach Ablauf
von 10 Jahren nach Schluß des Jabrcs , in welchem
der Baudarlehcnsbescheid erteilt wurde , zuriickzuzahlen .Die allgemeine Festsetzung höherer Zins - und Ttl -
gungssätze unter Berücksichtigung der gesetzlichen oder
ortsüblichen Mieten und der Zinssätze sür langsristigcKredite bleibt dem Darlehensgeber Vorbehalten.

Die Vcrzlnsungs - und TilgungSpslicht beginnt mit
dem ersten Tage des der Ingebrauchnahme der Woh¬
nungen folgenden Kalendcrmonats .

Die Zins - »nd TtlftnilgSraten sollen in der Regel am
1. April und 1 . Oktober jeden Jahres nachträglich an
die vom Baudarlehensgcber zu bezeichnende Stelle ge¬
zahlt werden.

22. Die Höhe de? Baudarlehens ist nach den Um¬
ständen deS einzelnen Falles , insbesondere der Lei¬
stungsfähigkeit des Bauherrn , der Größe und Beschas-
fenveit der Wohnungen , der Dringlichkeit de« Woh-
nunasbedarss und der Höhe der örtlichen Bauprcise so
zu bemessen , daß tragbare Mieten (Ziffer 12 ) erzielt
werden . DaS Baudarlehen darf jedoch die Halste der
wesamthcrsteUungskostcnund sür eine vollwertige Woh¬
nung den Betrag von 1500 Klk nicht übersteigen. In
besonders sürvcrungSwürdigcn Fällen ist eine Erhöhung
bis zu S80 3M zulässig . Kleinere, den beschcidendsten
Anforderungen genügende Wohnungen sind verhält¬
nismäßig höher mit Baudarlchen zu bedenken wie
gröbere.

Bet landwirtschaftlichen Anwesen richtet sich das Dar¬
lehen für die landwirtschaftlichen Bauteile nach den
Verhältnissen des Einzeisalles , es soll für ein Anwesen
dt « Hälfte obiger Sätze nicht übersteigen.

Die WohnungSverbände und verbandssreien Gemein-
den haben aus den ihnen zum Zweck der Gewährung
von Baudarlcven vom Land znr Verfügung gestellten
Mitteln eine möglichst große Anzahl von Wohnungen
zu fördern.

23. Bei Eigenheimen sowie bei Wohnungen von ge¬
meinnützigen Wohiiunasunteinebmen und Gemeinden
für Familien mit 1 und mehr im Hausbatt lebenden,
minderiährigen , erbgesunden Kindern oder für Schwer-
befchädigte im Sinne de» Netchsversorgniigsgesetzes
oder für « rtegcrwitwcn mit Kindern darf ein Zusat!-
darlrhen bis zu 500 M gewährt werden . Bei kinder¬
reichen Schwerbeschädigten kann da» Zusatzdarlcben bi»
zu 1000 'M betragen : Voraussetzung «st, datz die
Räume entsprechend den besonderen Bcdürsnisten an«-
gestaltet werden, daß insbesondere bei kinderreichen
Familien ausreichend Schlasräume vorgesehen sind .

Eigenheime sind Häuser, die der Eigentümer min-
destcns zur Hälfte bewohnt »nd die höchstens 2 Woh¬
nungen haben.

Fallen die Voraussetzungen für ein Zusatzdarlehcn
später weg , so kann es mit dreimonatiger Frist zur Zu¬
rückzahlung gekündigt oder statt dessen ein höherer
Zinssatz verlangt werden . Die» gilt insbesondere,
wenn Kinder, die den HauSbalt der Eltern teilen , für
ihren Lebensunterhalt selbst sorgen können . Das Vor-
liegen der Voraussetzungen ist lausend zu überwachen.

In sehr vielen Fällen wird eS sich empfehlen, statt
Zusatzdarlehen Ztnszuschllste nach Ziffer 35/36 zu ge¬
währen .

21. Die Darlebcnsbcwlllignng ist von folgenden « e-
dlngungcn abhängig zu machen :

«) Das Bandailelieu darf nur zur AnSsührung des
im Baudariebensbeschetd bezeichneten Bauvorhabens
Verwendung finden.

d) Zu jeder Abweichung von den genehmigten Pla¬
nen ist die Genebmigung der den Baudarlehensbescheid
erteilenden Stelle etnzuholen.

<s) Mit den Bauarbeiten ist alsbald nach Erteilung
des « audarlehensbescheids zu beginnen. Der Bau ist
innerhalb angemessener Frist fertigzustcllen und tn Ge¬
brauch zu nehmen.

ck) Den nach Fertigstellung de» Baue» stch ergebenden
ungedeckten Aufwand hat der Bauherr selbst zu tragen .Eine nachträgliche Erhöhung de» Baudarlehen » ist inder Regel auszuschlicßen.

«) Ohne Zustimmung der Stelle , dt « den vaudar -
lchensvcschcid erteilt hat , darf nicht

aa ) das Grundstück einschließlich der darauf errich¬teten Neubauten zu anderen al» den im Bau -
darlchcnsbeschetd bezeichneten Zwecken verwendet,dd ) einer anderen als der im Baudarlehensbescheid
vorgesehenen Anzahl von Familien Unterkunft
gewährt ,

co) eine Vergrößerung der Neubauten oder dl« « r»
richtung weiterer Baulichkeiten aus dem Grund¬
stück vorgenommcn,dd ) das Grundstück ganz oder teilweise veräußertwerden.

k) Der Bauherr ist verpflichtet, da» Baugrunds «)«dauernd in ordnunasgemäbem Zustand zu erhalten .
(?) DaS Baudarlchen ist durch Ausnahme eine » pri¬vaten HvpothckcndarlchenS abzulöscn, sobald dies nach

Lage des allgemeinen Hvpolhckenmarkles möglich undder Zinsfuß bei voller Auszahlung nicht höher al»
5 v . H . ist.

d ) Bei Wobnungcn , die überwiegend mit Baubar -
leben hergeslelll stnd , kann die Kündigung und die Fest ,
setzung der Miete von der Zustimmung deS Darlehens¬gebers abhängig gemacht werden.

!) DaS Darlehen ist zur Rückzahlung fällig, wenn eineder Bedingungen der Darlehensgewährung nicht etnge-
halten wird , oder wenn im Falle der Veräußerung de»
Grundstücks der Erwerber nicht in sämtliche Verpsltch -
tiingen etntritt . In diesen Fällen kann die sosorttgeRückzahlung dcs Baudarlehens nebst einem angemes¬senen Zins ans dem zurück, „zahlenden Betrag «ir di «Zeit seit dem Empsang des Baudarlehens verlangt wer-
den . Die Höhe des Zinses setzt die Stelle fest , die den
Baudarlehensbescheid erteilt hat : er darf den jeweiligenum 2 v . H . erhöhten RcichsbankdiSkontsatz nicht Uber-
steigen . Aus diesen Zms werden die für den zurück,u -
zahlenden Betrag seither entrichteten Zinsbeträge an-
gcrechuet .

25. Es bleibt der Stelle , die den Baiidarlehensbe -
s» ctd erteilt , sreigestellt , tn den Baudarlehensbescheidweitere Bedingungen aus, »nehmen : diese Bedingungendürfen jedoch zu diesen Bestimmungen nicht tn Wider¬spruch treten . Die Baudarlebcnsgewädrung kann ins¬
besondere von der Einräumung eines BorvcrknussrcchtSnnd eines Ankaufs- und Wiederkanfsrechts abhängiggemllcht werden.

26. Durch den Antrag auf Bewilligung eines Bau -darlchenS unterwersen sich der Bauherr und seine Ebe-6ct Bewilligung sür stch und ihreRechtsnachfolgerbtS zur vollständigen Tilgung des Dar -ebcns diesen Darlebenübestimmungen und den sonstigenim ^Baudarlehensbescheid aufcrleaien "i -m,,-,,, ',
27. Der Bandarlebensempsänger "der sein Rechssnach -

solger kann sich jederzeit durch freiwillige RückzahlungJ3« i ti’arfc0cu’5, soweit es nicht schon getilgt ist , vonallen übernommenen Verpslichtungen befreien. Für dieZinszahlung gilt in diesem Falle Ziffer 21 Buchstabe I .
. 28 Zur Sicherung de« Baudarlehens , der Zinsen undder Ruck,ahlungssordernng ist an dem Baugrundstückan bereitester stelle , d . h . im Range unmittelbar hinterden zur Zeit der Bewilligung des Baudarlehens einge-tragcncn Belastungen , zugunsten des Darlehensgeberseine Sichernngshhpothck In Hübe des Baudarlchen »nebst Zinsen bis 8 v . H . zu bestellen . Diese Hhpothekmuß einschließlich der vorgchcndcn und gleichstchcndcnHvpothckcii innerhalb 7N « . H ., bei besonders sörde-rungswttrdigcn Bauten innerhalb 80 v . H . der Gesamt-
bcrsiellungskostcn gesichert sein . Die Hypothek darf nicht
durch vorgchende Lasten in 'Abteilung II dcs Grund¬buchs wesentlich beeinträchtigt werden . ES ist hierdurchVorsorge zu treffet , daß die öffentlichen Mittel bi» zuihrer Tilgung derart sichcrgeftcllt werden, daß auch In
den Fällen der Zwangsvcrstctgcrung nnd der Zwangs -
Verwaltung ein Aussall nach Möglichkeit vermiedenwird .

29. Im Rang vor dieser Hypothek darf eine Stgen -
tümcrgrundlchnld für die vom Bauherrn aus eigenenMitteln zur Errichtung dcs Hause » aufgewcndeten Be¬
träge nicht eingetragen werden . Haftet das Baugrund¬
stück für eine Gesantthhpothek, so ist mit Rücksicht auf
8 1132 BGB . nötig , daß die Haftung aus einen Teil¬
betrag beschränkt wird .

Vereinigt stch eine vorgchende oder gleichstehende Hv -
potbek ganz oder teilwctfe mit dem Eigentum tn einer
Person , so ist diese Hypothek insoweit loschen zu lasten:
der Anspruch aus Löschung ist durch eine Vormerkung
gemäß 8 1179 BGB . zu sichern.

Alle aus össentlichen Mitteln gewährten Baudarlchen
sollen grundsätzlich unter sich gleichen Rang erhalten .

Bei Baugrnndstücken der Gemeinden kann von der
Bestellung einer Hypothek abgesehen werden.

30. Anträge aus Gewährung von Baudarlchen stnd
unter Benützung deS vorgeschricbencn Fragebogens » )
mit Plänen jeweils in doppelter Fertigung beim Bür¬
germeister einzurcichcn. Ter Bürgermeister prlist den
Antrag in technischer und wirlschastlichcr Hinsicht und
führt sodann die Entschließung der zuständigen Stelle
(tn den verbandssreien Gemeinden Gemetndcrat — tn
den Verbandsgemetndcn Landrat ) herbei. Den Baudar -
lebensbcschcid erläßt in verbandssreien Gemeinden der
Bürgermeister , in den übrigen der Landrat . Nötigen¬
falls ist vorher die Zustimmung des Ministers des In¬
nern einzubolen. Im Baudarlehensbescheid stnd di «
Hübe dcs Baudarlehens und die Bcdtnaungen , unter
denen cs bewilligt wird , fcsizuseven . cs empfiehlt stch
auch , darin anzngcben, in welcher Höbe Belastungen der
Baudarlebcnsbvpotbck im Rang Vorgehen dürfen.

Gegen die Bescheide tn Baudarlclicnssacben ist eine
förmliche Beschwerde nicht gegeben , da ein Anspruch aus
Bewilligung eines Baudarlehens nicht belicht. Beschwer -
den über Verstöße gegen die Baudarlehcnsbestlmmun -
g -n entscheidet der Minister de« Innern . Bei Verwer¬
fung einer Beschwerde wird in der Regel eine Sportel
""

Nach
^

der Zustellung deS Bandarlclicnrbcschcidcs bat
der Bauherr die BaudarlehciiShypothek zu bestellen und
den Nachweis hierüber und über die der Hypothek im
Range etwa vorgehenden und glctchstcbcndcn Belastun¬
gen der Abteilung II und III des Grundbuchs und
über die Eintragung der Vormerkung nach 8 1179 BGB .
durch Vermittlung des Bürgermeisters der Stelle vor-
zulegen, die den Baudarlehensbescheid erteilt bat .

31 . Die Auszahluna de» Baudarlehens soll in Raten
nach Maßgabe dcs BaufoitschrtltS crsolgcn. Die erste
Zahlung ist in der Regel erst nach Bestellung der Hv -
potbek und nach Jnangrissnabme der Maurerarbeiten
zulässig Bet Bauten von Gemeinden, sonstigen öffent¬
lichen Körperschaslen und gemeinnützigen Wohnnngs -
unternchmen können Zahlungen auch schon vor Baube¬
ginn geleistet werden . Die erste Zahlung soll in der Re-
gel ein Drittel deS BaudarlehcnSbctrageS nicht ttverstci -
gen . Das Gleiche gilt sür die zweite Zahlung , die in der
Regel geleistet werden soll, wenn der Bau Tockclböhe
erreicht bat . Eine wettere Rate soll in der Regel nach
Fertigstellung deS Rohbaues ausbezabtt werden . Ein
beschränkter Teilbetrag kann VIS zur FerligsteUung der
äußeren Verputz- und Malerarbeiten zurttckbevaltcn
werden.

Im Baudarlehensbescheid kann zur Sicherstellung der
Bauhandwerker bestimmt werden , daß die 'AuSzahltng

• ) Fragebogen usw . stnd bei der „Führer " .Druckerei
ln Karlsruhe , Waldstr. 28. erhältlish.
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• «41 <m den vauyerr .t naiy leinen Vörlchülgen cm Dnu -
tzandwerker , Gemeinde , Sparkasse , Bank usw . zu erfol¬
gen hat .

32 . Nach Ferllgstellung des Bauer stellt die Behörde ,
welche den Baudarlehensbescheid erteilt hat , die Gcsamt -
herftcllungSIosten sei», soweit dies zur Regel »» » des
Ranges der Hhpothcken und sonstigen dinglichen Rechte
nötig ist, und prüft , ob bei der Aussiibrung des Baues
die Bedingungen des Bandarlchcnsbcschcidcs beachtet
sind . Die Gesanithcrstellungskostcn umsassen die Grund¬
erwerbskosten oder den kapilalisiertcn Erbbauzins , die
eigentlichen Baukosten , die Archilcktcnkosten und die Au -
licgerlcistungeu . Vs darf nur der für die plangcinasze
Aussiihrung unerläßlich notwendige Aufwand anerkannt
werden . Bei Bauten , die wesentlich mit Hilfe dcS Bau¬
herrn oder seiner Familicnangcbörigen lSclbstbilse )
gebaut worden sind , ist der hierdurch nachweislich cr -
sparlc Betrag den Gcsamthcrstcllnngskosten hinzuzn -
rechncn .

Die Feststellung der Gcsainthcrstellnngskostcn crsolgt
aus Grund einer Schätzung durch den anitlichen Bausach¬
verständigen und unicr Bcriicksichtigung der Einschätzung
zur Gebäudeversicherung durch schristlichcn Bescheid .
Gegen diesen Bescheid ist binnen zwei Wochen nach der
Zustellung Bcschiverdc an den Minister des Innern zu¬
lässig . Mit der Beschwerde ist eine ordnungsmäßige
Endabrechnung nebst Belegen einzurcichen oder nach¬
träglich vorzulegcn . Bei Verwerfung einer Beschwerde
wird in der Regel eine Sportel angesctzt .

33. Für die Gewährung von Darlehen zur baulichen
Erhaltung von Altivohnnngen oder zur Umwandlung
großer in kleine Wohnungen gelten die vorstehenden
Bestimmungen sinngemäß . Darlehen dürfen im allgemei¬
nen nur für solche Wohnungen gegeben werden , die auch
als Ncubauwohnnngeu gefördert werden könnten . Tie
Höhe des Darlehens wird ganz vom Einzclfall abbän -
gcn , aber stets unter den Sätzen nach Zisser 22 zu blei¬
ben haben . Der Zinssatz wird meist etwas höbcr ange -
setzt werden können : der Tilgungssatz ist stets wesent¬
lich höher anznnchmcn , so daß das Darlehen se nach
der Art der Instandsetzung , in 4 bis 10 Jahren getilgt
ist . Die Sicherheit sür die Rückzahlung wird bäusia
statt durch eine Hhpotvck in anderer Weise , z. B . Bürg¬
schaft , geleistet werden können .

0 . Bauzuschüsse
31 . Bauzuschüssc können bewilligt werden für Jn -

standsctzungs - und ErgänzungSarbeiten an Wohn - und
Sicdlungsbanlcn sowie sür die Teilung von Wohnungen
und den Umbau sonstiger Räume zu Wohnungen . Tie
Gewährung richtet sich nach den Reichsbestimmnngcn
über die Gewährung solcher Zuschüsse vom 9 . Oktober
1033 (Staatsanzcigcr Rr . 238) und den dazu erlasse¬
nen Ergänznugsbestimmnugen mit der Einschränkung ,
daß die LandcSmtttel beslimiuungsgcmäß nur für die
Förderung des Wobuungs - und Siedlungsweseus ver¬
wendet werden dürfe » , und daß Zinsvergütungsschcinc
nicht gewährt werden können . ES können dabei auch Zu¬
schüsse unter 20 Pro ; , oder 50 Proz . der Baukosten ge¬
währt werde » .

Lustschutzräumc können auch dann gefordert Iverden.
wenn sie nicht in unmitelbarcm Zusammenhang mit
einer Wohnung stehen .

D . Zinszufchusse
35. Die ZinSznschüsse können allein oder neben den

össentlichen Bandarlehcn gewährt iverden . Die össent -
lichen Baudarlehen sollen möglichst weitgehend durch
Darlehen Dritter mit ZinSznschüsscn ersetzt werden .

Zinszuschttsse eignen sich besonders sür Bauvorhaben ,
bei denen die Gewährung von Znsatzdarlevcn zulässig ist .

Die Zisser 23 findet sinngemäß Ainvendnng .
30 . ±tt Zinsznschnß soll m der Regel m einer Höbe

gewährt werden , daß die lausende Geldverpslichlung sur
das Darlehen Triller oder sür dieses Darlehen und
das gekürzte össentlicbr Baudarlehen die Belastung
nicht übersteigt , die bei Gewährung des im Verband
üblichen , unverkürzten össentlichen Baudarlehens für
den Banherrn entstanden ivärc . . _ •

Der Zinsznschnß soll zunächst nur ans di« Dauer von
5 Jahren bewilligt werde » , eine Verlängerung ans 10
Jahre ' kann in Aussicht gestellt werden . Eine jeder -
zeiiige Ermäßigung bei Linken des Zinssatzes sur
I . Hypotheken ist vorznbchalten .

h , Bürgschaften
37. Die Aufnahme von Darlehen bei Dritten ist

weitgehend durch llcbcrnahme von Bürgschastcn zu
^

Ziir
'

Deckung der an? der Bürgschaftsübernahme möa
ltcheriveise erwachsenden ZghlnngSverbindlichkeitcn ist
« in Bürgschastssichernngsstolt von mindestens einem
Fünfzehntel des auf den Bürgen entfallenden Bürg -
schastsbelrage bercitznhalren . . ^ .

Die Bürgen können zur Vermlndcrnng ihrer Aus -
fälle die Ucvernahme einer Aussallbaslung durch den
Staat auf Grund des K 5 des Gesetzes über die ft « ! ,
derung des Wohnungsbaues vom 13. Mai 1930 (Gesetz-
und Verordnungsblatt S . 57) beantrage » .

m . Schlußbestimmungen
38. Die Wohnungsvcrbände und verbandssrcien E!e-

mcindcn können im Rahmen der vorstehenden Bcstim -
niungcn weitere Richtlinien über die Förderung deS
Wohnungsbaues ausstellen . Die Richtlinien bedürfen
der Genehmigung des Ministers des Innern .

39 . Die Rückflüsse iRückzahlung der Darlehens -
fumme im ganzen oder in Teilen , Zins - und Tilgungs -
beträge , etwaiger Ersatz für Zins - und MictznschUsse )
sind , soweit sic nicht durch die Verwallungslosten , den
Zinlcudienst sür Anlehen oder durch Zinszuschüsse anf -
aebrauchi werden , wieder in vollem Umsange zur .For¬
derung des Wohnungsbaues zu verwenden . Sie müssen
einem besonderen Grundstock zugesührt iverden , dessen
Verwendung nur nach Maßgabe dieser Bestimmungen
zulässig ist (S 1 Abs , 7 und 8 des Reichsgcsetzes ilber
den Gclv -ntwertnngSansglcich bei bebauten Grund -
stücken vom 1 , Juni 1020 in Fassung des Gesetzes vom
22, März 1930, ReichSgcletzblatt I Z . 91 ) .

40. Tic vorstehenden Bestimmungen gelten für die
Verwendung aller vom 1. April 193-1 ab für bic For¬
derung des Wohnungsbaues auskommendcn Mittel .

Karlsruhe , den 12. Mat 1934.
Der Mtniftcr des Innern .

B s 1 a u m e r .

Sammlungen 1934.

Dem Volksbund für das Deutschtum im Ausland ,
ReichSsührung in Berlin , wird auf Grund der Bundes -
ratsverordnung vom 15 . Februar 1917 über Wohlsahrts -
psiege und der badischen Vollzugsvcrordnung hierzu
vom 24 . Februar 1917 sür das badisch« Staatsgebiet die
Genehmigung erteilt , nm 23 . und 21 . Juni 1934 eine
Straßcnsammlung und in der Zeit vom 18 . bis 24.
Juni 1934 « ine Haussammlung durchzusühren .

Karlsruhe , den 14 . Mai 1934.
Der Minister des Innern .

P f 1 a u m e r .
*

Sammlungen 1934.
Dem SS .-Abschnitt XIX in Karlsruhe und dem S2 .«

« bschnttt XXIX in Mannheim wird aus Grund der
Bundcsratsverordnung vom 15 . Februar 1917 über
Wohlsahrtspslcge und der badischen Vollzugsverord¬
nung hierzu vom 24 . Februar 1917 sür das badische
Staatsgebiet die Genehmigung erteilt , am 11 . und 12 .
August 1934 eine Haus - und Straßensammlung zngun -
sten der badischen Schutzstaffeln der RST3IP . durchzu -
führen .

Karlsruhe , den 14. Mai 1934.
Ter Minister des Innern .

P s 1 a u m e r .

Presscgesetzlich verantwortlich : F . Moraller , Karlsruhe .

Volksgemeinfdiaff ffaft KlaffenKampl :

Der Neuaufbau der KanbwerkSorganisation
Mckllnining als EtanbeSorganlsatlon aller lm Handwerk bauptberusllch Zütlgen

* Berlin , 17 . Mai . ReichShandwerksführer
Schmidt führte am Donnerstag vor der
Presse u . a . folgendes aus :

Soeben hat das Neichskabinett die Neu¬
ordnung für den Ausbau der deut¬
schen Handwerksorganisation ver¬
kündet . Durch die ausdrückliche Anerkennung
des deutschen Handwerks als besonderen
Stand , die in der Rede des Herrn Reichswirt -
schaftsministcrs vom 17, Oktober 1933 zum
Ausdruck kam , wurden die Probleme des Auf¬
baues der Handlverksorganisation und damit
der ständischen Verfassung schlechthin in den
staatsrechtlichen Blickpunkt gerückt .

Wer nur immer in unserer (Gegenwart von
ständischer Verfassung und O r d -
n u n g spricht , der nimmt seine Begriffe und
seinen Wortschatz letzten Endes aus der Blüte¬
zeit des Mittelalters . Damals gab es
eine mustergültige Wirtschaftsordnung , und
diese war von der ständischen Ordnung des
Handwerks überstrahlt, ' damals bestimmte die
ständische Wirtschaftsverfassnng des Handwerks
auch ein wohl geordnetes Gemeinschaftsleben
des Volksganzen .

Heute stehen wir inmitten der großen Um¬
wälzung unserer Zeit . Wir stehen an einem
Wendepunkt , an dem der nationalsozialistische
Staat mit eiserner Hand neue Geschichte zeigt .
Der Neuaufbau der Handlverksorganisation in
Pflichtinnungen und Neichs -Handwerkerkasten
räumt restlos auf mit der l i b e r a l i st i s ch -
demokratischcn Handwerksorgani¬
sation , die im System des vergangenen Zeit¬
alters gesetzlich verankert wurde . Eines der
wichtigsten nationalsozialistischen Ziele und das
wesentlichste Fundament nationalsozialistischer
Weltanschauung ist die Beseitigung des
Klassenkampfes und die Neuschassung
kameradschaftlicher Volksgemein -
s ch a f t . Das alles wird zum ersten Mal durch
das neue Handwerkcrgesctz in der gewerblichen
Wirtschaft versucht .

Die Innung , nnd zwar als Pflichtinnung
aufgezogen , ist nicht mehr die einseitige In -
tcressen - Vcrtretcrorganisation der Handwerks¬
meister , sondern sie ist die volksgemeinschast -
liche Standcsorganisation aller im Handwerk
hanptberuslich erwerbstätigen Menschen . «

Meister , Gesellen und alle Arbeitnehmer , die

im Handwerk beschäftigt seien , einschließlich der
kaufmännischen Angestellten , und auch die
HandwerkSlchrlinge gehören in Zukunft
pflichtmäßig zur Innung . Sie gehören vor al¬
lem mit gleichen Rechten nnd gleichen Pflichten
dem Stande an .

Neben dem bisherigen Obermeister steht als
mitverantwortlicher Standessührcr der G e -
s c l l e n f tt h r e r . Er führt die Arbeitnehmer
nnd Gesellen des Handwerks innerhalb der
Innung . Er ist dafür verantwortlich , daß das
m a r x i st i s ch e Gedankengut durch die
na t i o n a l s o z i a l i st i s ch c W e l t a n s ch a u -
u n g endgültig ersetzt und beseitigt wird . Er
hat für die soziale Wohlfahrt der
Arbeitnehmer zu sorgen . Er leitet mit
dem Obermeister gemeinsam die Geschicke der
gesamten Innung nach ihren wirtschaftlichen
Voraussetzungen . Damt wird das , was im
Klassenkampf der Gewerkschaftsbewegung nicht
erreicht werden konnte , ans einer neuen , höhe¬
ren Ebene verwirklicht :

aus der Ebene kameradschaftlicher , ver¬
trauensvoller Zusammenarbeit von Bc -
triebsgesolgschast , von Arbeitgebern nnd
Arbeitnehmern in einer Standesgcmein -

schast.
Es wird die vornehmste Aufgabe der Pflicht -

innnngcn sein , alle Reibungen , die durch das
tägliche Berufsleben , durch die immer wäh¬
rende Ein - und Unterordnung von Menschen
im Berufs - und Vetriebsleben entstehen , zu
beseitigen und nationalsozialistische Ehre und
Kameradschaft zwischen den im Handwerk tä -
tgen Menschen zu verbürgen .

Der zweite Grundsatz des Gesetzes über die
Neuordnung der Verhältnisse im Handwerk ist
die Dur ch f ü h r n n g des F ü l, r e r p r i n -
z i p s . Damit ist das liberal -demokratische
Wahlsystem in den öffentlich - rechtlichen Körper¬
schaften des Handwerks endgültig beseitigt .

Der Dank für diese geschichtliche Umwälzung
gebührt allein unserem Führer nnd Volks -
kanzlcr Adolf Hitler . Er hat die macht¬
politische Grundlage geschaffen , daß im Deut¬
schen Reich die Autorität des Staates stark
ist und die Staatsführnng das Gemeinwohl
des Volkes sichern kann .

R « r in einem solchen Machtstaat ist cs
möglich , wirtschastömoralische und wirt -
schafts - ethische Grundsätze und Ziele zu ver¬
ankern . Ziele , die ein neues völkisches Le ,
ben und Werben bedingen , Ziele , die neue
Menschen schassen und heranwachsen lassen ,
so daß die Begriffe von Kameradschaft nnd
Treue , von Ehre und Anstand im sozialen
Leben der Volksgemeinschaft wieder hei¬

ligste Güter werden .
Darum benutze ich diese Gelegenheit , dem

Führer meinen tief empfundenen Dank aller
wohlgesinnten und am Neuaufbau mitarbei -
tcndcn Standesgcnosscn des deutschen Hand¬
werks anSznsprcchcn .

Brandkatastrophe in Windau
* Riga , 17 . Mai . Die Stadt Windau ist

von einer entsetz ! ich cn Brandkata¬
strophe betroffen worden .

Große aus der linken Seite des Windau -
Flnsses bcsindliche Sägcmühlcn stehen seit
der Nacht zum Donnerstag mit allen Holz¬
lagern in Flammen . Durch die » ngehenre
Glut haben sich aus der anderen Flutzscitc

bereits zahlreiche Häuser entzündet .
Nähere Nachrichten schien noch . Das Feuer

greist weiter nm sich, da die Feuerwehr
am Ende ihrer Kräfte i st . Die Ursache
des Brandes ist aus das Abbrcnnen von
Sägespäncn zuriickzusührcn . Ein gan¬
zes Stadtviertel ist nn mittelbar
vom Feucrbebroht .

Großer Tribünenbrand in Zürich
* Zürich , 17 . Mai . In der Nacht zum Don¬

nerstag geriet die große Tribüne der Züricher
Graßhoppers , die wenige Stunden vorher noch
anläßlich eines Spieles der Schweizer Natio¬
nalmannschaft vollbesetzt war , in Brand . In
kurzer Zeit war der ganze große Ban bis auf
die Grundmauern nicdergebrannt . Alle Rct -
tnngsversuchc waren vergebens . Die mit einer
luxuriösen Inneneinrichtung versehene Tri¬
büne hatte etwa einen Wert von 800 990 Fran¬
ken . Vernichtet wurden durch das Feuer auch
herrliche Wandmalereien im Werte von 25 900
Franken . Nach den letzten Meldungen soll
Brandstiftung vorlicgcn ._

AeissteigllliiWil werden nickt geduldet
Eckarte Verordnung des ReickswirttckattSminitters

* Berlin , 16 . Mai . In Ergänzung der bereits
in den letzten Wochen ergriffenen Maßnah¬
men hat der Reichswirtschaftsministcr eine Ver¬

ordnung gegen Preisstcigenlngen erlassen . Sie
besagt u . a . ,
daß für lebenswichtige Gegenstände des täglichen
Bedarfs und lebenswichtige Leistungen zur Be¬

friedigung des täglichen Bedarfs bis auf weiteres
ohne Einwilligung der zuständigen Preisüberwa¬
chungsstelle von Verbänden oder andercn Zu¬
sammenschlüssen keine Mindestpreise , Mindcst -

verarbeitungsspannen , Mindesthandelsspannen ,
Höchstnachlässe oder Mindestzuschläge für den
inländischen Geschäftsverkehr verabredet , festge¬

setzt oder empfohlen werden dürfen .
Soweit bisher Behörden auf Grund de >̂ Verord¬

nung vom 8 . Dezember 1931 Mindestpreise fest¬
gesetzt haben , werden diese aufgehoben . Die Be¬
stimmungen der Verordnung beziehen sich dage-

KyMSuterbunb und REDFB.
Unter diesem Titel veröffentlicht der Bun -

dcsführer des Kyffhäuserbundcs im Reichs -
blatt des Deutschen Reichskriegerbundes
„Kyfshüuser " einen beachtenswerten Artikel ,
dem wir folgendes entnehmen :

Als vor einiger Zeit der Stahlhelm in den
Nationalsozialistischen Deutschen Front -
kämpfcrbiind umgewandelt wurde , hatten die
Gerüchtemacher nichts eiligeres zu tun , als die
Behauptung aufzustcllcn , daß nunmehr das
Ende des Kyffhäuserbundcs hcrangekommcn
sei . Es werde künftig nur noch einen einzigen
Zusammenschluß des deutschen Frontsoldaten -
tnms geben , nämlich den NSDFB . und der
Kyffhäuserbnnd habe sich diesem unterzuglie¬
dern . Um die Arbcitölinie des Kyffhäuser -
bundes nicht stören zu lassen , bin ich sofort
diesen Gerüchten mit unzweideutiger Klarheit
entgegen getreten .

Ich habe betont , daß die Millionenorgani¬
sation des Kysshäuserbundes in der Einheit
des nationalsozialistischen Staates vollgültiger
Vertreter des Frontsoldatentnms ist und daß
eine Unterordnung unter den NSDFB . nicht
in Frage kommt .

Die jahrhundertc alte Tradition der Krieger¬
vereine , die Zahl der Mitglieder , die jene des
Stahlhelms selbst in seine » besten Zeiten um
ein zehnfaches nbcrtrisst , ihre einzigartige
Wohlfahrtspflege nnd ihre in langjähriger
Arbeit aus den Psennigbeträgen der alten
Soldaten gewonnen und sür die Gesamtheit
nutzbar gemachten Vermögenswerte konnten
nicht einer Gründung znm Opfer sollen , die
ans dem Stahlhelm gekommen war und deren
Bewährung noch ausstand .

Dies widersprach völlig der Absicht des
Führers Adolf Hitler , der aufbaut auf dem
Soldatentum und zum Ausdruck gebracht hat ,

gen nicht auf landwirtschaftliche Erzeugnisse nnd

Leistungen , ans Preisfestsetzungen in Durchfüh¬
rung des Gesetzes zur Bekämpfung der Notlage
der Binnenschissahrt und des Kulturkammcr -

gcsetzes. Gleichzeitig mit dieser Verordnung hat
der Reichswirtschaftsminister ein Rundschreiben
an die PreiSübcrwachungsstellen gerichtet , in dem
er diese ersucht , ihre ganze Aufmerksamkeit
darauf zu richten , daß die Preise nicht erhöht
werden . Er hat ihnen zur Bekämpfung von
Preissteigerungen nicht nur durch Verbände , son¬
dern auch seitens einzelner Unternehmer noch
weitere Befugnisse übertragen . Bei Feststellung
ungerechtfertigter Preissteigerungen werden nicht
nur Verbände aufgelöst werden , sondern
der Röichswirtschastsminister wird auch notfalls
die Schließung von Betrieben anord¬
nen und gegen den Schuldigen mit den schärf¬
sten Maßnahmen Vorgehen .

daß er sich als Frontsoldat den Bestrebungen
des Kyffhäuserbundcs , der größten deutschen
Soldatcnorganisation , besonders verbunden
fühle , und ihm seine erfolgreiche Wcitcrent -
mickluna stets am Herzen liege .

Die ehemaligen Stahlhelmzcitungcn haben
sich nach meiner Erklärung , daß der Kyffhäuscr -
bnnd nicht ein Teil des nationalsozialistischen
Frontkämpferbundes werde , in einer Form
über das Frontsoldatcntum des Kyffhäuserbun -
des geäußert , die jeder soldatischen Tradition
ividerspricht . Die Art und Weise , die man an¬
wandte , um bewährte alte deutsche Soldaten
der Lächerlichkeit preiszugebcn , hat gezeigt , wie
weit sich diese Blätter vom Frontgeist des Welt¬
krieges und von wahrer Kameradschaft ent¬
fernt haben .

Der Erlaß der obersten SA .-Führung vom
11 . Mai 1034 hat jenen Vorkommnissen in denk¬
bar klarster Offenheit ein Ende gemacht . Der
SA .- feindlichen Haltung des NSDFB . stellt
Stabschef Rohm die Haltung des Kyffhäuscr -
bundes gegenüber , der nicht nur die Pflege
kameradschaftlicher Soldatentradition gewahrt
habe , sondern der auch in seinem gesamten Ver¬
halten und seiner selbstlosen Mitarbeit eine
Kameradschaft der Frontkämpfer pflegte , die
dem naionalsozialistischen Staat wertvolle
Dienste zn leisten verspricht . Der Stabschef
befiehlt daher der SA ., den Kyffhänserbnnd in
jeder Weise zn unterstützen .

Diese klare Entscheidung der obersten SA .-
Führung wird von der weitaus größten Mehr¬
zahl aller alten Soldaten aus das wärmste be¬
grüßt werden . Sie bringt eine Klärung der
Fragen , die bisher der Geschlossenheit des sol¬
datischen Frontvermächtnisscs sür das neue
Deutschland entgcgcnstanden /

3V3 Pfennige täglich für Ihre öesundhelt !

Durch Den
blutbilDenDen .

leichtoerDaulichen MM UM Was
Trinken

auch Sic Ihn
täglich )

Rur echt in blauen Schachteln ju 90 pfg niemals lofV !

Der „Führer '
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